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7  CHANCENGERECHTIGKEIT UND 
 DISKRIMINIERUNG BEIM ÜBERTRITT IN  
DIE BERUFSAUSBILDUNG
Christian Imdorf & Albert Scherr

7.1 Einleitung

Vor über zehn Jahren ergab eine Studie der Uni-
versität Fribourg, dass ausländische Jugendliche 
der ersten Generation bei vergleichbaren schuli-
schen Leistungen viermal schlechtere Lehrstel-
lenchancen hatten als ihre Schweizer Kollegin-
nen und Kollegen (Haeberlin, Imdorf & Kronig, 
2004). Damals herrschte Lehrstellenmangel, 
und die Schulabgängerinnen und Schulabgän-
ger konkurrierten in hohem Masse um betriebli-
che Ausbildungsplätze. Inzwischen hat sich das 
Verhältnis von Nachfrage und Angebot auf dem 
Lehrstellenmarkt stark verändert: Im Zuge der 
demografischen Entwicklung sind die Lehrstel-
lensuchenden knapp geworden, und manche Aus-
bildungsbetriebe haben inzwischen Mühe, ihre 
Lehrstellen zu besetzen. 

Diese Entspannung auf dem Lehrstellenmarkt hat 
für die Jugendlichen verbesserte Ausbildungszu-
gangschancen zur Folge. Gemäss dem Schweizer 
Lehrstellenbarometer (BBT, 2007; SBFI, 2014) fin-
den sich im Jahr 2014 deutlich weniger Jugend-
liche in einer «Warteschlange» (z. B. Brückenan-
gebot) als noch 2007. Insbesondere haben sich 
die Ausbildungschancen für Schulabgängerinnen 
und Schulabgänger ausländischer Nationalität 
seit 2007 merklich verbessert. Die Lehrstellenba-
rometer für die Jahre 2007 und 2014 zeigen, dass 
diese Jugendlichen ihre Eintrittschancen in eine 
berufliche Grundbildung zwischen 2007 und 2014 
von 49 % auf 64 % erhöhen konnten, während die 
Eintrittschancen für Schweizer Jugendliche auf 
relativ hohem Niveau (77 % bzw. 78 %) unverän-
dert geblieben sind. Der nachlassende Bewerber-
druck zeigt sich auch in der Anzahl Bewerbungen, 
die nötig waren, um einen Ausbildungsplatz zu er-
halten (Rückgang von durchschnittlich 39 auf 23 
Bewerbungen bei ausländischen Jugendlichen). 

Ausländische Jugendliche finden sich schliess-
lich 2014 mit 16 % weniger oft in einer institutio-
nellen «Warteschlange» als noch 2007 (29 %). 

Die verbesserten Ausbildungschancen für aus-
ländische Jugendliche täuschen jedoch darüber 
hinweg, dass sie es im Vergleich zu den Schweizer 
Jugendlichen weiterhin deutlich schwerer haben, 
einen Ausbildungsplatz zu finden. Sie mussten 
2014 mehr als doppelt so viele Bewerbungen 
schrei ben, um einen Ausbildungsplatz zu erhal-
ten (Schweizer: 11; andere: 23), und sie finden sich 
weiterhin mehr als doppelt so häufig in einer War-
teschlaufe (Schweizer: 7 %; andere: 16 %). Zudem 
gibt das Lehrstellenbarometer keine Auskunft zu 
den Ausbildungschancen von unterschiedlichen 
Migrantengruppen. Es ist anzunehmen, dass die 
Benachteiligungssituation für Jugendliche ohne 
Schweizer Pass stark nach Herkunftsland vari-
iert. Inzwischen gibt es wissenschaftliche Hin-
weise darauf, dass insbesondere Teilgruppen von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund, denen 
eine weniger grosse soziokulturelle Nähe zur Auf-
nahmegesellschaft zugeschrieben wird und die 
entsprechend in der Öffentlichkeit als «auslän-
disch» wahrgenommen werden, besonders gros-
se Schwierigkeiten bekunden, einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz zu erhalten (vgl. Kapitel 7.2). 

Nicht zuletzt aufgrund der relativ spät einset-
zenden Forschung zu Fragen sozialer Benachtei-
ligungen in der beruflichen Bildung hat sich bis-
her keine intensive öffentliche Diskussion über 
die Benachteiligung und Diskriminierung von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund entwi-
ckelt, dies im Unterschied zum schulischen Be-
reich. Während an die öffentliche Schule seit den 
1960er-Jahren wiederkehrend Forderungen nach 
Gewährleistung von Chancengleichheit und Bil-
dungsgerechtigkeit adressiert wurden, wurde pri-
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vatwirtschaftlichen Betrieben bisher zugestan-
den, dass sie bei der Einstellung und Förderung 
von Lernenden der Logik der betriebswirtschaft-
lichen Nutzenmaximierung folgten und nicht pri-
mär gesellschaftlichen Gerechtigkeitsnormen 
(Scherr, Janz & Müller, 2015a). 

Mit der nachfolgend zusammengefassten neue-
ren Forschung ist die öffentliche und politische 
Aufmerksamkeit in jüngster Zeit gestiegen. So hat 
die Deutschschweizer Konsumentenzeitschrift 
«Der Beobachter» kürzlich in einem Beitrag zum 
Thema «Berufsbildung: Was taugt die Lehre?» 
neben dem wirtschaftlichen Strukturwandel, der 
Akademisierung und der Globalisierung die Dis-
kriminierung als eines von vier aktuellen Proble-
men des Schweizer Ausbildungssystems hervor-
gehoben.1 Die Diskriminierung von ausländischen 
Jugendlichen wird dabei nicht nur als leidvoll für 
die Betroffenen problematisiert, sondern – im 
Kontext eines sich abzeichnenden Fachkräf-
temangels – als zunehmend schädlich für die 
Volkswirtschaft und den Schweizer Arbeitsmarkt, 
dem damit künftig dringend gesuchte, qualifizier-
te Arbeitskräfte verlorengehen.

7.2 Aktueller Stand der Forschung2

In diesem Abschnitt argumentieren wir, dass die 
kontrovers diskutierte Diskriminierungsfrage in der 
beruflichen Bildung die Folge methodischer Pro-
bleme in einem schwierigen Forschungsfeld ist. 
Anschliessend fassen wir zusammen, weshalb zu 
erwarten ist, dass Ausbildungsbetriebe diskrimi-
nieren. Im Schlusskapitel wird resümiert, was Bil-
dungspolitik und Ausbildungspraxis tun können,  
um betriebliche Diskriminierung einzuschränken.

7.2.1 Erforschung von Diskrimi-
nierung in der beruflichen Bildung

Die Ursachen der Benachteiligungen von auslän-
dischen Jugendlichen bei der Lehrstellensuche 

werden in der wissenschaftlichen Forschung 
kontrovers diskutiert. Unumstritten ist, dass die 
soziale Herkunft und das formale Schulniveau 
der betroffenen Jugendlichen einflussreich sind. 
Ein erheblicher Teil der Benachteiligung beim Zu-
gang zur beruflichen Bildung kann als Folge der 
gesellschaftlichen Positionierung von Migrantin-
nen und Migranten (u. a. berufliche Positionen der 
Eltern, sprachliche Sozialisation) und ihrer damit 
einhergehenden Benachteiligung in der Schu-
le erklärt werden. Zudem gilt es auch mögliche 
Auswirkungen von schulischer Diskriminierung zu 
berücksichtigen (vgl. die Beiträge von Baeriswyl 
und Makarova in diesem Bericht). So können die 
schlechteren schulischen Voraussetzungen von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund bereits 
eine Folge vorausgegangener institutioneller Dis-
kriminierung sein.

Die Frage, in welchem Umfang Benachteiligungen 
in der beruflichen Bildung zudem eine Folge von 
direkter Diskriminierung in betrieblichen Aus-
wahlverfahren sind, wird ambivalent diskutiert. 
Die Uneinigkeit in dieser Kontroverse ergibt sich 
zum einen daraus, dass die verfügbaren Daten 
zur Einmündung in die berufliche Bildung nur 
indirekte Schlüsse auf die Prozesse und die Ein-
flussfaktoren der belegbaren Benachteiligungen 
zulassen: Dass das schlechtere Abschneiden von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund nicht 
durch die gängigen Einflussfaktoren (insbeson-
dere: schulische Abschlüsse und Noten) erklärt 
werden kann, ist ein Hinweis auf mögliche Dis-
kriminierung in betrieblichen Auswahlverfahren, 
aber kein zwingender Beweis dafür.

Methodisch erschwerend kommt hinzu, dass 
diskriminierende Entscheidungen bei der Lehr-
stellenvergabe nicht direkt beobachtet werden 
können, denn sie werden in privatwirtschaftli-
chen Kontexten in einer gegen externe Beobach-
tungen weitgehend abgeschotteten Umgebung 
gefällt. Zum anderen ist der Stand der Forschung 
zu beruflicher Diskriminierung immer noch unzu-
reichend, obwohl in aktuellen Studien deutliche 

1   «Der Beobachter», Nr. 1/2014 vom 10. Januar 2014.
2    Für eine ausführliche Darstellung des Forschungsstands siehe den Sammelband von Scherr (2015).  

Das vorliegende Kapitel basiert auf dem einleitenden Forschungsüberblick von Scherr et al. (2015a).
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Hinweise darauf zu finden sind, dass Diskrimi-
nierung in betrieblichen Auswahlverfahren von 
erheblicher Bedeutung für den Zugang zur be-
ruflichen Bildung sein dürfte. So weist eine neu-
ere Studie für Deutschland nach, dass allein ein 
Name, der auf einen türkischen Migrationshin-
tergrund hindeutet, in Klein- und Mittelbetrieben 
die Chancen deutlich verringert, zu einem Bewer-
bungsgespräch eingeladen zu werden (Sachver-
ständigenrat, 2014).

Von einer betrieblichen Diskriminierung von Mi-
grantinnen und Migranten sprechen Scherr, Janz 
und Müller (2015a, 12), «wenn Betriebe bei Per-
sonalentscheidungen zwischen Einheimischen 
und Migrantinnen und Migranten sowie zwischen 
ethno- national, religiös oder rassistisch gefass-
ten Gruppen unterscheiden und diese Unterschei-
dung als eigenständiges Kriterium bei Verfahren 
und Entscheidungen verwenden, die a) für den 
Zugang zu Ausbildungsstellen und zu Arbeits-
plätzen sowie b) für Positionszuweisungen in den 
Hierarchien der beruflichen Ausbildung und der 
beruflichen Positionen folgenreich sind».

Aufgrund des schwierigen Forschungszugangs 
zu diskriminierenden Prozessen bei der Lehr-
stellenvergabe ist die sozialwissenschaftliche 
Forschung auf Forschungskonzepte und Daten 
angewiesen, die plausible Schlüsse auf das zu-
lassen, was in betrieblichen Entscheidungspro-
zessen geschieht. Dabei lassen sich folgende For-
schungskonzepte unterscheiden (ebd., 17):

Benachteiligung aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung

von Schlüsselpersonen in Betrieben

Im deutschsprachigen Raum liegt der Schwer-
punkt der Forschung bislang auf statistischen 
Auswertungen von Daten aus der Berufsbildungs- 
und Arbeitsmarktforschung im Hinblick auf die 
Benachteiligung von Migrantinnen und Migran-

ten. Dabei werden mögliche Einflussfaktoren 
(z. B. Schulniveau und Noten) durch statistische 
Verfahren kontrolliert und die nicht erklärbare 
Benachteiligung als Hinweis auf Diskriminierung 
interpretiert. Aber die statistisch kontrollierten 
schulischen Variablen können diskriminierende 
Prozesse auch verdecken (etwa wenn die Schul-
leistung im Rekrutierungsprozess bei ausländi-
schen Jugendlichen stärker gewichtet werden als 
bei inländischen Jugendlichen) und statistische 
Resteffekte müssen nicht notwendigerweise Dis-
kriminierung betreffen.

Eine alternative Forschungsstrategie besteht 
darin, Diskriminierungserfahrungen Betroffener 
zu erfragen. Auf diesem Weg sind jedoch aus-
schliesslich subjektive Deutungen eigener Erfah-
rungen zugänglich. Probleme bestehen auch bei 
der Befragung von Schlüsselpersonen in Betrie-
ben, um deren Begründungen und Rechtfertigun-
gen von Diskriminierung zu erforschen: Einerseits 
nehmen Betriebe eher an Forschungsprojekten 
teil, wenn sie ihre eigenen Auswahlverfahren im 
Hinblick auf Diskriminierung als unproblematisch 
einschätzen. Andererseits tendieren Personalver-
antwortliche zu sozial erwünschten Antworten 
und thematisieren problematische Einstellungen 
und Praktiken im eigenen Betrieb zurückhaltend.

Für die Messung von Diskriminierung gelten Be-
werberexperimente als besonders zuverlässig. 
Dabei werden identische Bewerbungen an Betrie-
be versandt, die sich lediglich durch Hinweise auf 
den Migrationshintergrund bei einem Teil der Be-
werbenden unterscheiden. Dadurch können dis-
kriminierende Entscheidungen bei der Einladung 
zu Vorstellungsgesprächen aufgezeigt und Aus-
sagen zum Ausmass direkter Diskriminierung an 
dieser ersten Zugangsschwelle zur betrieblichen 
Ausbildung gemacht werden. 

Eine weitere Forschungsstrategie besteht schliess-
lich in ethnografischen Organisationsstudien, durch 
die betriebliche Auswahlprozesse mit offenen oder 
verdeckten Beobachtungen erhoben werden. Damit 
lassen sich informelle  Prozesse der Zugangsregu-
lierung näher beschreiben. Einschlägige ethnogra-
fische Studien existieren bislang jedoch weder für 
die Schweiz noch für Deutschland. Bis heute lie-
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gen zudem nur vereinzelte Bewerberexperimente, 
Befragungen von Personalverantwortlichen sowie 
Studien zu Diskriminierungserfahrungen Betroffe-
ner im deutschsprachigen Raum vor.

7.2.2 Ursachen betrieblicher 
Diskriminierung

Trotz des begrenzten Forschungstands ist inzwi-
schen hinreichend belegt, dass betriebliche Diskri-
minierung in einem relevanten Umfang geschieht. 
Dabei ist mit Blick auf die folgenden Gründe nicht 
davon auszugehen, dass sich die Problematik in 
Folge der demografischen und ökonomischem Ent-
wicklung von selbst erledigen wird:

Erstens entspricht die Vorstellung einer strikt leis-
tungsgerechten Auswahl von Bewerberinnen und 
Bewerbern nicht der Realität. In Auswahlentschei-
dungen fliessen aufgrund unvollständiger Informa-
tionen vielmehr gruppenbezogene Zuschreibungen 
bezüglich der typisch zu erwartenden Leistungsfä-
higkeit ein. Eine solche «statistische Diskriminie-
rung» liegt vor, wenn Betriebe gesellschaftlich ver-
breitete Stereotype als Wahrscheinlichkeitskalküle 
bezüglich der individuellen Produktivität potenziel-
ler Auszubildender aufgreifen. Nachgewiesen wur-
de u. a. eine Diskriminierungsbereitschaft gegen-
über Muslimen (Sachverständigenrat, 2014).

Zweitens kann nicht davon ausgegangen werden, 
dass Betriebe vom Markt dazu gezwungen werden, 
auf Diskriminierung zu verzichten. Dies wäre nur 
plausibel, wenn Betriebe Schwierigkeiten bei der 
Anwerbung geeigneter Auszubildender auf eigene 
diskriminierende Praktiken zurückführen würden. 
Nicht alle Betriebe sind jedoch mit Schwierigkeiten 
der Personalrekrutierung konfrontiert. Solche Prob-
leme können gegebenenfalls auf andere Ursachen 
als die Diskriminierung zurückgeführt werden.

Drittens gilt, dass Betriebsleitungen ihre Persona-
lentscheidungen nicht allein unter Gesichtspunk-
ten der Eignung, sondern auch in Hinblick auf ihre 
Rechtfertigbarkeit innerhalb und ausserhalb des 
Betriebs treffen (Imdorf, 2015). Bedeutsam sind 
hier u. a. die erwarteten Reaktionen von Beleg-
schaft und Kunden. Bei der Einstellung der Kund-

schaft gegenüber tatsächlichen oder potenziellen 
Lernenden mit Migrationshintergrund handelt es 
sich aus Sicht der Betriebe um Kontextbedin-
gungen, die aus betriebswirtschaftlichen Grün-
den nicht ignoriert werden können. Betriebe un-
terscheiden sich in Bezug darauf, ob sie externe 
Erwartungen schlicht als handlungsleitende 
Vorgaben betrachten oder ob sie sich damit aktiv 
auseinandersetzen, indem sie z. B. fremdenfeind-
liche und rassistische Erwartungen von Kunden 
zurückweisen.

Viertens erfolgen betriebliche Auswahlentschei-
dungen auch deshalb nicht strikt leistungsbezo-
gen, weil soziale Netzwerke bei der Vergabe von 
Ausbildungsstellen eine entscheidende Rolle 
spielen. Demnach haben Jugendliche, die über 
keine Beziehungen zu Personen verfügen, die von 
den Betrieben als Vertrauenspersonen anerkannt 
werden, insbesondere in Klein- und Mittelbetrie-
ben erheblich schlechtere Bewerbungschancen. 
Netzwerkeffekte tragen in einem mehrheitsge-
sellschaftlich dominierten Umfeld zu einer Privi-
legierung von Einheimischen und damit zu einer 
indirekten Diskriminierung von Migrantinnen und 
Migranten bei. 

Fünftens hängt die Diskriminierung von Migran-
tinnen und Migranten bei der betrieblichen Aus-
bildungsplatzvergabe damit zusammen, dass ein 
generelles Problematisierungspotenzial besteht, 
wenn Bewerber als Migrantinnen und Migranten 
wahrgenommen werden. Ein Teil der Betriebe 
schliesst bei Personen, die sie als Migrant bzw. 
Migrantin einordnen (besonders ausgeprägt bei 
männlichen Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund) vorschnell auf mögliche Probleme. Die Un-
terscheidung von einheimischen und zugewan-
derten Bewerbenden fungiert in dem Masse, wie 
einheimische Schweizer und Schweizerinnen als 
Normalfall gelten, für den eine unproblematische 
Passung zum Betrieb angenommen wird. Denn 
Betriebe berücksichtigen im Auswahlverfahren 
neben beruflich relevanten Qualifikationen und 
Kompetenzen auch die persönliche Passung zum 
Betrieb im Hinblick auf Sprache, Sprechen sowie 
symbolische und körperliche Selbstpräsentati-
on. Belegt sind einerseits betriebliche Differen-
zierungen bei Migrantinnen und Migranten aus 
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Südwesteuropa (Italien, Spanien) und anderer-
seits bei jenen aus Südosteuropa (Ex-Jugoslawi-
en, Türkei) (vgl. die Beiträge in Scherr, 2015). Im 
Deutschschweizer Kontext gelten Erstere aus be-
trieblicher Wahrnehmung meist als «Schweizer», 
während Letzteren ein Ausländerstigma anhaftet, 
das mit betrieblichen Erwartungen einer geringen 
soziokulturellen Passung zum Betrieb einhergeht.

Sechstens ist auch eine Diskriminierung in Rech-
nung zu stellen, die jenseits betriebswirtschaftli-
cher Kalküle auf gesellschaftlich einflussreichen 
Vorurteilen und Abwehrhaltungen beruht, die 
auch von Personalverantwortlichen in Betrieben 
geteilt werden. Nachweisbar ist dies in Deutsch-
land bei kopftuchtragenden Muslima der Fall, zu 
denen ca. 35 % der Betriebe erklären, dass sie in 
Auswahlverfahren nicht zugelassen werden (siehe 
für Deutschland Scherr, Janz & Müller, 2015b; ver-
gleichbare Daten liegen für die Schweiz nicht vor). 
 
Damit sind einige Aspekte benannt, die dazu füh-
ren können, dass es für Betriebe als Organisatio-
nen naheliegend ist, Bewerberinnen und Bewer-
ber mit Migrationshintergrund gegenüber solchen 
ohne Migrationshintergrund zu diskriminieren, 
selbst wenn Betriebe zu manifesten Vorurteilen 
auf Distanz gehen.

7.3 Konsequenzen für Bildungs-
politik und Ausbildungspraxis

Die bisherigen Forschungserkenntnisse wer-
fen Folgefragen nach der Verantwortlichkeit von 
Betrieben für diskriminierende Praktiken sowie 
nach dem darauf bezogenen Handlungsbedarf 
auf. Bisher konnten sich insbesondere die kleine-
ren privatwirtschaftlichen Ausbildungsbetriebe, 
die das Rückgrat des Schweizer Ausbildungsstel-
lenmarkts ausmachen, Forderungen nach einem 
aktiven Ausgleich sozialer Benachteiligungen 
weitgehend entziehen.

Was könnte also getan werden, um die Ausbil-
dungszugangschancen für Jugendliche mit be-
nachteiligendem Migrationshintergrund (jene, 
die als Ausländer gelten) in einem Ausbildungs-
system, das massgeblich von Betrieben getragen 

wird, zu verbessern? Die Forschungserkenntnisse 
implizieren, den Integrationshebel auch bei den 
Betrieben anzusetzen und nicht nur bei den vom 
Ausschluss betroffenen Jugendlichen und ih-
ren Familien. Blosse schulische und sprachliche 
Förderkurse beispielsweise erscheinen als unzu-
reichend, um die betriebliche Integration junger 
Ausländer massgeblich zu verbessern, solange 
die Betriebe die soziale Passung priorisieren. 
Vielversprechend sind deshalb auch innovative 
Veränderungen der Ausbildungsorganisation, um 
eine integrativere Organisationskultur zu erwir-
ken. Folgende Antidiskriminierungsmassnahmen 
sind denkbar (vgl. darüber hinaus basis & woge, 
2013; Dorestal & Weiss, 2014; Trauner & Sohler, 
2005):

Sensibilität für das Potential von Migran-
tinnen und Migranten im Betrieb erhöhen | 
Sowohl die Beförderung von qualifizierten 
Mitarbeitenden mit Migrationserfahrung zu 
Ausbildungsverantwortlichen als auch die 
gezielte Schaffung von Betriebs- und Schnup-
perpraktika für Jugendliche mit Migrations-
hintergrund kann die betriebliche Sensibilität 
für das berufliche und soziale Potential von 
Migrantenjugendlichen erhöhen.

Positive Erfahrungen öffentlich machen und 
Unternehmensleitbilder anpassen | Betriebe, 
die über positive Erfahrungen mit Auszubil-
denden mit Migrationshintergrund verfügen, 
können dabei unterstützt werden, diese 
weiterzugeben. Sensibilisierungskampagnen 
können solche positiven Erfahrungen öffent-
lich bekannt machen und Ausbildungsbetriebe 
davon überzeugen, dass sich soziales Enga-
gement längerfristig auch wirtschaftlich lohnt 
(Sicherung des Fachkräftenachwuchses, Auf-
besserung des betrieblichen Images). In Unter-
nehmensleitbildern kann daran anschliessend 
eine nichtdiskriminierende Personalpolitik 
festgeschrieben und in mittleren und grösse-
ren Betrieben auch durch betriebliche Gleich-
stellungsberichte überprüft werden.

Öffentlichen Druck erzeugen | Kundschaft, 
Konsumentenorganisationen oder Berufs- und 
Branchenverbände sowie Medien und politi-
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sche Verantwortliche können den öffentlichen 
Druck auf Ausbildungsbetriebe erhöhen und 
mehr Diversität unter den Auszubildenden 
einfordern.

Outsourcing der Auswahlverfahren | Die Rek-
rutierung und Selektion von Lernenden kann 
durch Outsourcing professionalisiert werden, 
beispielsweise durch die Auslagerung der 
ersten Stufe des Auswahlverfahrens an über-
betriebliche Institutionen, welche die Eignung 
von Bewerberinnen und Bewerbern durch 
passende Verfahren testen und Betrieben auf 
dieser Grundlage Empfehlungen aussprechen. 
Eine Form des Outsourcings der Selektion er-
möglicht die Verbundausbildung. Die Mitglied-
schaft in einem Lehrbetriebsverbund reduziert 
generell die Risikoerwartung der Ausbildungs-
betriebe, was zu mehr Offenheit gegenüber 
bisher problematisierten Bewerbergruppen 
führen kann (Imdorf & Seiterle, 2015). 

Institutionelle Vermittlung und Begleitung 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund | 
Institutionelle Vermittler und Begleiter können 
die Aufmerksamkeit von Ausbildungsbetrieben 
für Jugendliche mit benachteiligendem Migra-
tionshintergrund stärken sowie bei allfälligen 
Problemen während der Ausbildung die Betrie-
be bei der Suche nach Lösungen unterstützen.

Schaffung von Beschwerde- und Beratungs-
stellen | Für Bewerberinnen und Bewerber, die 
direkte Diskriminierungserfahrungen erleben, 
können Beschwerdestellen geschaffen wer-
den, die Betriebe über vorliegende Beschwer-
den informieren und sie zur Überprüfung ihrer 
Auswahlverfahren anregen. 

Das Diskriminierungspotential von Ausbildungs-
betrieben unterscheidet sich nach Branche, Be-
rufsgruppe, Betriebsgrösse, Ausbildungsorga-
nisation und Region. Um besser zu verstehen, in 
welchen Kontexten welche Teilgruppen von Ju-
gendlichen einem besonderen Diskriminierungs-
risiko ausgesetzt sind, ist weiterführende For-
schung unumgänglich. 
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